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Die katholische Kirche grenzt sich von
Rechtsextremisten ab. Wie groß ist das
Problem, das siemit solchen Leuten hat?
Es ist kein Massenphänomen, aber es gibt
durchaus Katholikinnen und Katholiken, die
AfD-Mitglieder sindodermitderPartei sympa-
thisieren, siewählenundeinzelnePositionen–
natürlich nie das ganze Parteiprogramm – in
kirchenamtlichen Kontexten verbalisieren. Es
gibtauszahlreichenDiözesenHinweiseaufFäl-
le bei Ehrenamtlichen in Pfarrgemeinderäten,
Kirchenvorständen oder auf diözesaner Ebene.
Ich bekomme auch Anfragen aus dem Bereich
der katholischen Verbände, die ja in Deutsch-
land immer noch ziemlich kräftig und stark
sind. Und es gibt auch eine verschwindende
Minderheit von Fällen bei Hauptamtlichen.
Zum Beispiel ist der Leiter einer kirchlichen
Schule in einem der östlichen Bundesländer
auch Kreisvorsitzender der AfD. In der neuen
Grundordnung fürdenkirchlichenDienst steht
ausdrücklich: Mitarbeitende, die sich rassis-
tisch, fremdenfeindlich äußern, im privaten
wie im dienstlichen Kontext, müssen mit
arbeitsrechtlichen Sanktionen rechnen.

Sie sprachenVerbände an. Die Schützenha-
ben ernst gemacht und einen Unvereinbar-
keitsbeschlussgefasst:AfDlerkönnennicht
Mitglied werden.
Die katholischen Schützenbrüder, aber auch
katholische Studentenverbindungen sind als
im guten Sinne wertkonservative katholische
Verbände besonders gefährdet und gefordert,
sich gegenüber allen Parteien, die extremisti-
scheundpopulistischeThesenvertreten,abzu-
grenzen. Das geschieht nunmitVerweis auf die
ErklärungderdeutschenBischöfe inFormeiner
Unvereinbarkeitserklärung. Dieses Signal wird
verstanden und hilft auch anderen katholi-
schenVereinigungen, es den Schützennachzu-
ahmen.

Nehmen weit rechts stehende Katholiken
die Bischöfe überhaupt noch ernst?
Zunächst einmal betonen alle Bischöfe, mit
denen ich auch sprechen konnte, dass es ihnen
einwirklichesAnliegenwar, angesichts der Zu-
nahme der Bedeutung zum Beispiel der AfD,
aber auch anderer populistischer Parteien vor
denGefährdungenzuwarnen:fürdieDemokra-
tie an sich, fürdieMenschenrechteund für eine
Verfassung, die von einem christlichen Men-
schenbildgeprägt ist. Ichgebeoffenzu: Ichwar
sehr überrascht, erstens darüber, dass sie das

„VölkischerNationalismus ist
mit demchristlichenGottes- und
Menschenbild unvereinbar“, hat
die Deutsche Bischofskonferenz

erklärt und explizit festgestellt, in der AfD
dominiere eine völkisch-nationalistische
Gesinnung.Welche Folgen kanndiese
Erklärung in der Praxis haben? Fragen an
KKirchenrechtler Prof. Thomas Schüller.

überhaupt getan haben, und zweitens einstim-
mig. Ich kannmich an kein anderes einstimmi-
ges Votum der Bischofskonferenz aus den letz-
ten zehn Jahren erinnern. Die Sorge ist groß,
und sie wird von der evangelischen Kirche aus-
drücklich geteilt. Ob man damit überzeugten
AfD-Anhängern imponieren kann, ist zwar
zweifelhaft. Aber es ist ein Zeichen in die Ge-
sellschaft hinein. Der Adressat ist die Gesamt-
gesellschaft und nicht die Gruppe der Katholi-
kinnen und Katholiken.

Wasmacht man konkret mit Leuten, die et-
wa für die AfD kandidieren? Kann man da
kirchenrechtlich Konsequenzen ziehen?
Dasist jetztgenaudieentscheidendeFrage,mit
der ich in diesen Wochen viel zu tun habe. Die
Bischöfe haben eine politischeErklärung abge-
geben.Sie istnichtnormativbindend.Dagegen

haben das Erzbistum Berlin und das Bistum
Würzburg in ihren bischöflichen Gesetzen zur
Arbeit der Pfarrgemeinderäte einen Passus,
dass der Bischof einem Mitglied das Mandat
entziehen kann, wenn es sich rassistisch äu-
ßert. Es wird also am Verhalten festgemacht,
nicht ander Parteizugehörigkeit—unddas fin-
de ich hier, wo es ja um den Zugang zu kirchli-
chen Ämtern und Gremien geht und nicht nur
um eine Vereinsmitgliedschaft, richtig. Es gibt
jaenttäuschteCDU-Anhänger,diezumBeispiel
wegen des vermeintlich katholischen Fami-
lienbildes oder der Abtreibungsfrage zur AfD
gewechselt sind, ohne die fremdenfeindlichen
Inhalte zu teilen.

Diese Handhabe gibt es andernorts also
nicht?
Es wäre sehr wünschenswert, dass das überall

so geregelt wäre: Extremistische, fremden-
feindliche, antisemitische Positionen sind
nichtmitderLehrevonderGottesebenbildlich-
keit allerMenschenvereinbar.Undzwar,das ist
mir wichtig, von rechts wie von links. Wer sie
vertritt, darf kein kirchliches Ehrenamt aus-
üben.Aberhier sehe icheingroßesZaudernbei
den Bischöfen. Zuletzt hat die Freisinger Bi-
schofskonferenz, das sind imWesentlichen die
bayerischenBischöfe, gesagt, gemach, gemach
mit rechtlichen Regelungen. Die katholischen
Verbände wiederum können solche Regeln
durch Satzungsänderungen schaffen, und das
passiert auch.

Wasmeinen Sie?
Wie sollten die Kirchen
mit rechtsorientierten
Mitgliedern umgehen?
Bitte schreiben Sie uns:
Dialog@kr-redaktion.de,
Kölnische Rundschau,
Leserbriefe, Postfach
102145, 50461 Köln
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Die Lage bei den Kirchen im Rheinland
DasBistumTrier prüft den Ausschluss des
saarländischen AfD-Landtagsabgeordneten
Christoph Schaufert aus einemVerwaltungsrat
(Kirchenvorstand) in Neunkirchen. Vergleich-
bare Fälle in Kirchenvorständen sind im Erz-
bistumKöln nicht bekannt. Das Erzbistumprüft
derzeit, „wie die Erklärung der Deutschen Bi-
schofskonferenz umzusetzen ist“.

DieEvangelischeKirche imRheinland erklärt:
„Fremdenfeindlichkeit und die Infragestellung
der Unverletzlichkeit derMenschenwürde sind

unvereinbarmit demevangelischen Bekennt-
nis.“ Das bindet nicht nur Hauptamtliche: „Ein
Mitglied der Kirchengemeinde ist nicht für das
Presbyteramt geeignet, wenn es Positionen
vertritt, sichzueigenmachtodersichPositionen
anderer zurechnen lassenmuss, diemit dem
evangelischenBekenntnisnichtvereinbarsind.“
Die Presbyterien entscheiden selbst über einen
möglichen Ausschluss, während bei Katholiken
der Bischof zuständig ist. In wie vielen Fällen
es zu solchen Fällen kam, ist auf landeskirch-
licher Ebene nicht bekannt. (rn)

Wenn festgestellt wird, dass eine Partei ge-
sichert extremistisch ist – besteht dann
nicht einegrundsätzlicheUnvereinbarkeit?
Soweit sind wir bei der AfD ja noch nicht, auch
das aktuelle Verfahren in Münster wird noch
keinen Abschluss bringen. Aber wenn es tat-
sächlich so weit kommen sollte, bundesweit,
dann würde auch ich einem AfD-Mitglied sa-
gen: Ihre Zugehörigkeit lässt schon den be-
gründetenVerdacht zu, dass Sie das Programm
dieser Partei mit all seinen inakzeptablen Aus-
wüchsen auch mittragen. Relevant wird das in
der Regel, wenn jemand ein Amt oder einMan-
dat für einePartei bekleidet, die reineMitglied-
schaft erfährt die Kirche ja in der Regel nicht.
WirmüsstenzueinerArt katholischemRadika-
lenerlass kommen.

Aber auch beim Radikalenerlass der Ära
Willy Brandt reichte die Parteimitglied-
schaft allein nicht für Konsequenzen.
Richtig,denkenSienurandenheutigenVorzei-
gekatholikenWinfriedKretschmann.Derhätte
fastnichtLehrerwerdenkönnen,weileralsStu-
denteinermarxistischenVereinigungangehört
hat.DamalshatdasGerichtgesagt, dassdie rei-
ne Zugehörigkeit nicht zum Ausschluss aus
demStaatsdienst reicht. Esmussnachvollzieh-
bares Verhalten vorliegen. Wie das auf kirchli-
cherSeiteaussieht, istnochnichtabschließend
diskutiert. Wie gesagt, die Bischöfe müssen
ihren Worten Taten folgen lassen, wie es sich
Erzbischof Heiner Koch in Berlin und Bischof
Franz-Josef Jung inWürzburg getraut haben.

Interview: RaimundNeuß

Gerhard LudwigMüller,
deutscher Kurienkardinal, hat
den deutschenBischöfenwe-
gen ihrer Distanzierung von
derAfD „Opportunismus“ vor-
geworfen.Der „DeutschenTa-
gespost“ sagte er zudem: „Die
Deutsche Bischofskonferenz
darf nicht alsWahlhelfer der
Ampel auftreten.“

Peter Kurth, ehemaliger Ber-
liner Finanzsenator (CDU), hat
nach Bekanntwerden seiner
Kontakte in die rechtsextre-
mistische Szene sein Ehren-
amt im Vermögensverwal-
tungsratdesErzbistumsBerlin
niedergelegt. Andere promi-
nente Vertreter ultrarechter
Positionen, die sich öffentlich
als Katholiken erklären, be-
kleiden dagegen, so weit be-
kannt, keine kirchlichen Eh-
renämter: EtwaMaximilian
Krah, der Spitzenkandidat der
AfD bei der Europawahl, oder
Hans-Ulrich Kopp, früherer
Redakteur der Jungen Freiheit
und Vertretungsberechtigter
derMünchnerBurschenschaft
Danubia, deren Aktivitas (Stu-
dierende) im bayerischen Ver-
fassungsschutzberichtgelistet
sind. Kopp hat einen als ka-
tholisch ausgewiesenen Ver-
lag gegründet, den Lepanto-
Verlag –mit Benedikt XVI. und
Kurienkardinal Gerhard Lud-
wigMüller unter den Autoren.

DerKundemusswiederKönigsein

Für Komiker reicht es in der Re-
gel,denNamenDeutscheBahn
indenMundzunehmen–und

eine Sekunde zu zögern. Schon ist
der Witz perfekt. Als verlässlicher
Zulieferer für verzweifelten Zynis-
musistderstaatseigeneKonzernaus
dem Leben von Berufspendlern und
Fernreisenden nicht wegzudenken.
Das wäre lustig, wenn es nicht so
traurigwäre.
Wie traurig, das zeigt die DB-Bi-

lanz für 2023. Hohe Kosten für Bau,
Energie und Personal, gestiegene
Zinsen undmehrere Streiks besche-
ren dem Konzern Verluste in Höhe
von 2,4 Milliarden Euro. Wartungs-
probleme, Zugausfälle, chronische
Unpünktlichkeit, ineffektive Ver-
waltungsstrukturen,oftnurnochdi-
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gitale Angebote und ein schlechter
Kundenservice – als verlässliches
Verkehrsmittel hat die Bahn ausge-
dient. Mit ihr zu reisen betrachten
selbst treue Fahrgäste als notwendi-
ges Übel. Wer innerhalb Deutsch-
lands Termine pünktlich wahrneh-
menwill,kalkuliertZugausfälleoder
Verspätungen großzügig mit ein
oder fährt von vornherein mit dem
Pkw.So istdieBahnaufbestemWeg,
den Ruf als Unternehmen der Ver-
kehrswende zu verspielen, weil sie
diesteigendeNachfragenichtzufrie-
denstellendbedienenkann.

Modernisierenreichtnicht:DieDB
musssichgeradezuneuerfinden
Es führt also keinWeg daran vorbei,
alle Kraft auf die Generalsanierung
desStreckennetzeszurichten–auch
wenn es auf einigen Verbindungen
zuUnannehmlichkeitenfürdieKun-
den kommen wird; den Neu- und
AusbauvonStrecken sollte derKon-
zern zugunsten der Instandsetzung
zurückzustellen. Die Bundesregie-

rungwill für dieModernisierungder
DBbis 2027 rund 30Milliarden Euro
an Steuergeldern locker machen;
deutlich weniger als ursprünglich
vorgesehen, aber doch mehr als in
der Vergangenheit üblich. Reichen
wird es kaum.
DieDBmusssichgeradezuneuer-

finden,umdenlogistischenAnsprü-
chenimLandgerechtzuwerden.Das
wird nur gelingen, wenn der Kunde
wiederKönigist,derKonzernsichal-
so stärker an den Bedürfnissen der
Menschenorientiert.
ÜberJahrzehntehabenPolitikund

Management die Züge auf Ver-
schleiß fahren lassen. Es mangelte
anWeitblick,mithineinerVision für
die Zukunft der Bahn. Es wird Zeit,
dass sich das ändert – damit nicht
auch künftig allein bei der Erwäh-
nungdesNamensDeutscheBahnal-
le Welt lacht. Die Erfahrungen der
Vergangenheit lassen aber leider
nichtsGutes erwarten.

Ihre Meinung an: dialog@kr-redaktion.de Ein voller Erfolg. Karikatur: Mario Lars

DieHistorischenDeutschen Schützenbruderschaften, hier Teilnehmer einesUmzuges in Vechta,
haben sich per Unvereinbarkeitsbeschluss von der AfD abgegrenzt. Foto: picture alliance / dpa
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Thomas Ludwig
zumRekordverlust
der Bahnund ihren
Zukunftsplänen

@

Prof. Thomas Schüller
Kirchenrechtler,UniMünster

Die Sorge ist groß, und sie
wird von der evangelischen

Kirche ausdrücklich geteilt.

BrauchenwireinenkatholischenRadikalenerlass?
DiekatholischenBischöfehabensichvonExtremismusundRassismusabgegrenztundstoßendamitauchaufevangelischerSeiteauf

Zustimmung.AberwiekönnendieKirchenmitentsprechendorientiertenEhrenamtlernumgehen?

FRAGEDESTAGES
STANDPUNKT

PROMINENTEFÄLLE


